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1. Der Staat als Zweck 

Vor wenigen Jahren galt es noch nicht als anstößig, die berühmte Amtsantrittsrede des 
amerikanischen Präsidenten John F. Kennedy zu zitieren: „Fragt nicht, was euer Land für 
euch tun kann – fragt, was ihr für euer Land tun könnt.“  Das Pathos dieser Worte klingt 1

heute natürlich schief. Aber wenn wir es auf Staat und Gesellschaft anwenden, ist das 
Präsidentenwort noch erstaunlich aktuell. Das Mindeste, wozu es Anlass gibt, ist, das 
Verhältnis zwischen dem Einzelnen und dem Gemeinwesen zu überdenken. Was also ist 
wichtiger? Das Individuum? Oder Staat und Gesellschaft?  

„Demokratie braucht Demokraten.“ Auf diesen Nenner bringt es das oberste Gre-
mium des deutschen Bildungswesens, die Kultusministerkonferenz.  Sie benennt politi2 -
sche Bildung damit als ein wichtiges Ziel schulischer Erziehung. Und dass schulische Er-
ziehung eine staatliche Aufgabe ist, ergibt sich schon aus dem Grundgesetz. Artikel 7 
bestimmt bündig: „Das gesamte Schulwesen steht unter der Aufsicht des Staates.“  Das 3

Schulwesen ist jedoch nicht einfach Selbstzweck. Welchem Zweck es dient, formuliert 
die KMK unter Rückgriff auf die berühmt gewordene, staatsrechtliche „Böckenförde-
Doktrin“so: 

Der freiheitliche demokratische Staat lebt von Voraussetzungen, die er als Staat allein nicht 
garantieren kann.[ ] Er ist darauf angewiesen, dass Bürgerinnen und Bürger aus eigener 4

Überzeugung freiwillig im Sinne der Demokratie handeln. Historisch-politische Urteils-
fähigkeit und demokratische Haltungen und Handlungsfähigkeit als Schlüsselkompetenzen 
müssen entwickelt und eingeübt werden. […] Ziel der Schule ist es daher, das erforderliche 
Wissen zu vermitteln, Werthaltungen und Teilhabe zu fördern sowie zur Übernahme von 
Verantwortung und Engagement in Staat und Gesellschaft zu ermutigen und zu befähigen. 
[…] Die gelebte Demokratie muss ein grundlegendes Qualitätsmerkmal unserer Schulen sein. 
Aus diesen Zusammenhängen ergibt sich eine demokratische Schul- und Unterricht-
sentwicklung als [Aufgabe].5

So wichtig ist das Fortbestehen des freiheitlich demokratischen Staates, dass sogar das 
„natürliche Recht der Eltern und die zuvörderst ihnen obliegende Pflicht“  zur Pflege 6

  Kennedy 19611

  KMK 2018, 22

  GG Art. 7, Abs. 13

  Cf. Böckenförde 1967, 60. 4

  KMK 2018, 4; Zur  Intention der Böckenförde-Doktrin cf. Drisch 2009, 126 & passim.5

  GG Art. 6, Abs. 26
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und Erziehung der Kinder zurückzustehen hat: Das Bundesverwaltungsgericht urteilte 
in diesem Sinne 2009 ausdrücklich: 

Das Elternrecht gemäß Art. 6 Abs. 2 GG gewährt grundsätzlich keinen Anspruch darauf, die 
Erfüllung der auf dem staatlichen Erziehungsauftrag (Art. 7 Abs. 1 GG) beruhenden Schulp-
flicht durch einen staatlich beaufsichtigten häuslichen Unterricht zu ersetzen (Bestätigung 
der bisherigen Rechtsprechung).  7

Dieses Urteil klärte abschließend, dass die häusliche Unterrichtung der schulpflichtigen 
Kinder durch ihre Eltern selbst unter staatlicher Aufsicht Unrecht ist. Es kann die tat-
sächliche Anwesenheit in einer staatlichen oder staatlich genehmigten Schule nicht erset-
zen. Dabei verkannte das Gericht durchaus nicht, dass andere demokratische Staaten an-
dere Regelungen getroffen haben.  Es hob jedoch auf das Erfordernis einer besonderen 8

Wirksamkeit ab. Betont wurde,  
dass das Elternrecht innerhalb der Schulpflicht zur Entfaltung kommt, sich aber grundsätz-
lich nicht gegen die Schulpflicht durchsetzen kann. Dem liegt die Erwägung zu Grunde, dass 
der staatliche Erziehungsauftrag nicht nur auf Wissensvermittlung, sondern auch auf die 
Herausbildung sozialer und staatsbürgerlicher Kompetenz zielt; jedenfalls in Bezug auf das 
letztgenannte Ziel kann die Einschätzung, die bloße staatliche Kontrolle über häuslichen Un-
terricht sei weniger wirksam als der regelmäßige Besuch einer öffentlichen Schule, nicht als 
rechtsfehlerhaft angesehen werden.   9

Was also ist wichtiger? Das Individuum oder der freiheitliche demokratische Staat? Der 
bildungspolitischen Konsens in Deutschland, aber auch anderswo, lässt kaum einen an-
deren Schluß zu als diesen: Es ist der freiheitliche demokratische Staat. Vor ihm hat das 
Individuum zurückzustehen, nicht umgekehrt. Sicherlich in bester Absicht. Vielleicht in 
der Hoffnung, dass dem Individuum damit letztlich am Besten gedient ist. Aber doch in 
der Gewissheit, dass jeder Konflikt zwischen dem Individuum und dem freiheitlichen 
demokratischen Staat am Ende zu Gunsten des letzteren ausgeht.  

Wer hier eine Verselbständigung des Politischen sieht, dem müssen wir ein Stück 
weit entgegentreten: Der beschriebene Konsens ist keineswegs idiosynkratisch. Ebenso 
wenig ist er eine Erfindung der Politik. Die Meinungskonvergenz der demokratischen 
Gewalten unseres Gemeinwesens liesse sich ebenso gut mit den Mittel der Neuen De-
mokratischen Theory der Erziehung beschreiben, die die amerikanische Philosophin 
Amy Gutman prominent gemacht hat: „Eine demokratische Gesellschaft ist dafür ver-
antwortlich […] Kinder zu Staatsbürgern zu erziehen.“  Auch der philosophische Libe10 -
ralismus sieht die Aufgabe des Schulwesens darin. Zustimmend formuliert der kanadi-
sche Rawlsianer Will Kymlicka: „Es ist weithin akzeptiert, dass es die grundlegende Auf-
gabe des Schulwesens ist, jede neue Generation auf Ihre staatsbürgerliche Verantwortung 
vorzubereiten.“  Der bildungspolitische Konsens unserer demokratischen Gewalten 11

darf damit auch im akademischen Sinne als demokratisch und liberal gelten.  

  BVerwG 2009, Tenor.7

  BVerwG 2009, Abs. 5, S. 68

  BVerwG 2009, Abs. 5, S. 3f.9

  Gutman 1999, 13f: „A democratic society is responsible for educating […] children for citizenship.“10

  Kymlycka 1999, 77: „It is widely accepted that a basic task of schooling is to prepare each new genera11 -
tion for their responsibilities as citizens.“ 
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2. Der Staat als Mittel 

So ist also die Rechtslage, so sieht es die gebildete Öffentlichkeit, so lernen und erfahren 
es Schüler und Eltern im täglichen Leben. So lernen es hier auch die Studenten, die sich 
auf den Lehrerberuf vorbereiten, und so geben sie es nach Übernahme ins Lehramt weit-
er. So findet und fordert es im übrigen auch die vierte Gewalt im Staate, die unabhängige 
und freie Presse. In einem keineswegs ungewöhnlichen Kommentar konnte man un-
längst in der Frankfurter Allgemeinen Zeitung lesen: 

Immer mehr Kinder gehen auf Privatschulen, mittlerweile ist es jedes elfte. […] Es liegt auf 
der Hand, dass das vor allem am schlechten Image der öffentlichen Schulen liegt. Die 
Privatschulen füllen eine Lücke, die Nachfrage ist groß, das Angebot wächst. Das klingt 
harmlos, aber dahinter steht ein Problem. Denn Bildung ist Aufgabe des Staates. Die darf er 
nicht aus der Hand geben.  12

Hakt man an dieser Stelle nach, warum der Staat diese Aufgabe nicht aus der Hand 
geben darf, kommt man unweigerlich dort an, von wo wir ausgegangen waren: „De-
mokratie braucht Demokraten.“ 

Man mag diese Welt für die beste aller möglichen Welten halten und diesen Staat für 
den besten aller möglichen Staaten; man mag die politische Bildung nach 1945 für eine 
beispiellose Erfolgsgeschichte und die heute vermittelten Werte für vorbildlich halten: 
Dennoch kann man mit dem betrachteten Gedankengang zutiefst unglücklich sein. 
Nicht nur die Wahrheit der Konklusion hat der Wissenschaftler ja zu bewerten, sondern 
vor allem die Schlüssigkeit, Überzeugungskraft und Bündigkeit des Arguments. Und 
hier kann man schon mit Recht meinen, dass der freiheitliche demokratische Staat einen 
Pyrrhussieg errungen hat. Er fällt womöglich nur darum nicht auf, weil es in der be-
trachteten Debatte nur scheinbar um Begründungen und eher um Bekenntnisse geht.  

Was hier im Argen liegt, wird deutlicher, wenn wir auf John F. Kennedy zurückge-
hen. Schon kurz nach seiner gefeierten Rede mischte sich in die allgemeine Begeisterung 
auch unüberhörbar Kritik. Manch eher harmlose zielte auf die Herkunft des Zitats. Eine 
jedoch wurde grundsätzlich: 

Es ist ein schlagendes Zeichen unserer Zeit, dass die Kontroverse um diese Passage sich um 
ihren Ursprung dreht und nicht um ihren Gehalt. Keiner der beiden Teile der Aussage bringt 
ein Verhältnis zwischen Bürger und Staat zum Ausdruck, das der Ideale freier Menschen in 
einer freien Gesellschaft würdig wäre. Das paternalistische „was euer Land für euch tun 
kann“ legt nahe, dass der Staat der Vormund ist, der Bürger das Mündel; eine Sichtweise, die 
unvereinbar ist mit der Überzeugung des freien Menschen von seiner eigenen Verantwortung 
für das eigene Schicksal. Das organismische „was ihr für euer Land tun könnt“ legt nahe, 
dass der Staat der Herr oder die Gottheit ist, der Bürger sein Diener oder ihr Anbeter. Dem 
freien Menschen ist das Gemeinwesen die Gesamtheit der Individuen, aus denen es sich 
zusammensetzt, nichts über ihnen stehendes oder über sie hinausgehendes. […] Er betrachtet 
den Staat als ein Mittel, als Instrument, nicht als Gönner oder Wohltäter, noch als Herrn oder 
Gott, den man blindlings anbetet oder dem man [fraglos] dient.   13

Was der liberale Ökonom Milton Friedman so emphatisch formulierte, ist bei Lichte be-
sehen gar nichts Neues. Es ist eigentlich nur die Ausfaltung eines Grundgedankens der 
Politischen Philosophie der Neuzeit. Der Gedanke, dass der Staat ein Mittel zum Zweck 
ist, unterliegt letztlich allen echten Vertragstheorien des Staatsbegründung.  

Die bekannteste und einflussreichste kontraktualistische Staatstheorie ist vielleicht 
die des frühneuzeitlichen Philosophen Thomas Hobbes. Er entwarf sie unter dem Ein-

  Fritzen 201912

  Friedman 2002, 1f.13
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druck des Dreißigjährigen Kriegs auf dem Kontinent und des Bürgerkrieges in seiner 
Heimat. Hobbes’ Hauptwerk Leviathan geht 1651 davon aus, dass der „Naturzustand“, 
also der hypothetische Zustand vor Gründung des Staates, ein Krieg aller gegen alle ist: 
Niemand ist zu irgendetwas verpflichtet,  keiner stark genug, dass er es mit jedem ein14 -
zelnen oder gar allen anderen zusammen aufnehmen könnte.  So ist stets mit Hauen 15

und Stechen zu rechnen, in wechselnden Koalitionen oder ohne, selbst wenn aus zufälli-
gen Gründen die Waffen einmal schweigen sollten.  Für das von Pest und Krieg entvöl16 -
kerte Europa der frühen Neuzeit war diese Analyse mehr Erfahrungsbericht als philoso-
phische Fiktion. Der Ausgang aus dem Naturzustand war Hobbes daher ein bitter erns-
tes Anliegen. Er war der Ansicht, dass nur und erst die freiwillige und gegenseitig verab-
redete Selbstbeschränkung den Übergang in den staatlichen Zustand möglich macht, in 
dem allein Frieden und Freiheit gedeihen können.   17

Hobbes Staatstheorie eröffnet viele Diskussionsebenen. Konzentrieren wir uns aber 
auf das Naheliegende: Was ist wichtiger, Staat oder Individuum? Für Hobbes ist es bei 
Lichte betrachtet das Individuum. Der Staat ist Hobbes erkennbar wichtig, er ist in ihn 
geradezu vernarrt. Wichtig ist der Staat Hobbes aber nur deshalb, da er ihn für das einzi-
ge Mittel hält, das ein Leben in Frieden und Freiheit für den Einzelnen gewährleisten 
kann.  Aber ob sich Hobbes hier irrt oder Recht hat: Der Zweck, zu dem Hobbes den 18

Staat durch freie und gleiche Übereinkunft der Individuen begründet sieht, ist das Indi-
viduum.  Dieser Übereinkunftscharakter in der freien und gleichen Einigung auf den 19

Staat als Mittel macht Hobbes’ Position kontraktualistisch. Verträge ohne das Schwert 
waren ihm jedoch nur Schall und Rauch.  So erhielt der Staat in Gestalt des mythischen 20

biblischen Monsters Leviathan ein besonders großes und scharfes: Die dem Staat zuge-
standene Macht war prinzipiell unbeschränkt.  Hobbes Staatsbegründung ist deshalb als 21

Rechtfertigung des absolutistischen Königtums mit vollkommener Macht wahrgenom-
men geworden. Genau genommen ist dies jedoch nur der Konsequenz zu verdanken, 
mit der Hobbes den Rückfall in den Krieg aller gegen alle verhindern wollte. Hobbes 
war dafür fast jeder Preis recht, und vielleicht tat er Frieden und Freiheit damit keinen 
Gefallen. Schauen wir uns aber zunächst noch ein Stück weit die Konsequenz an, mit der 
Hobbes dem Rückfall in den Naturzustand meinte vorbauen zu müssen. Dass diese 
Konsequenz uns auch heute noch den Atem stocken lassen kann, sieht man besonders 
dort, wo man untersucht, wie er die unumschränkte Macht des Leviathan eingesetzt se-
hen wollte.  

3. Vom rechten Gebrauch der souveränen Macht  

Hobbes hatte eine organismische Sicht auf den Staat. Das neunundzwanzigste Kapitel 
seines Leviathan ist den Krankheiten gewidmet, die das Gemeinwesen schwächen und 
letztlich töten können. Es stellt eine an den Inhaber staatlicher Gewalt gerichtete Anlei-
tung dar, die ihm den rechten Gebrauch der souveränen Macht erklärt. Hobbes bindet 
hier verschiedene Elemente zusammen, die er teilweise auch an anderen Stellen des Le-

  Hobbes 1651, XIII, 106 & XIV, 10814

  Ibid., XIII, 10215

  Ibid., XIII, 10416

  Ibid., XVII, 144f.17

  Ibid., XVII, 14118

  Ibid., XVIII, 14619

  Ibid., XVII, 14120

  Ibid., XVII, 145; XVIII, 146ff. & XXI, 18021
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viathan ausführt.  Er legt sie hier jedoch konzentriert in Form von sechs Mahnungen 22

nieder: Der Inhaber staatlicher Gewalt soll 

1. die ihm zu Gebote stehende Macht stets voll ausschöpfen;  
2. den Bürgern kein Urteil darüber erlauben, was gut und was schlecht ist;  
3. Gewissensfreiheit nicht zulassen;  
4. sich über das Gesetz stellen; 
5. kein Privateigentum erlauben; und schließlich 
6. keine Gewaltenteilung einrichten.  23

Alle diese Mahnungen sind durch die Sorge motiviert, dass wir ansonsten in den Krieg 
aller gegen alle zurückfallen. Wir müssen unsere Macht also nicht nur vollständig und 
unwiderruflich übertragen, wir müssen Sie auch an jemandem übertragen, der von ihr 
ungehemmt Gebrauch macht. Doch macht die „gute“ Absicht das Ergebnis wirklich 
besser? In der Zusammenschau ist hier eine „Gesundheitsfibel“ entstanden, die recht be-
sehen in den Giftschrank der Politischen Philosophie gehört. Hobbes hat in bester Ab-
sicht ein Handbuch des Totalitarismus verfasst. Man kann es heute eigentlich nur negativ 
nutzen, in dem man jede einzelne der Forderungen in ihr genaues Gegenteil verkehrt. In 
dieser Konsequenz ist Hobbes’ Überlegung zwar erschreckend, aber hilfreich: Unter 
umgekehrtem Vorzeichen kann man hier die Mahnungen zur (1) Mäßigung und Verhält-
nismäßigkeit des Einsatzes staatlicher Gewalt, (2) zur Gewährleistung der Meinungs- 
und (3) Gewissensfreiheit, (4) zur Bindung der Staatsgewalt an die Gesetze, (5) zur Ge-
währleistung des Privateigentums und (6) zur Gewaltenteilung hineinlesen. Alles sattsam 
bekannte Forderungen. Sie gehören zum Kernbereich dessen, was man heute bewahrt 
sehen will. Würde der freiheitlich demokratische Staat Hobbes’ Mahnungen aber so be-
folgen, wie dieser sie buchstäblich meinte, dann wäre das doch wohl so etwas wie 
Selbstmord aus Angst vor dem Tode. Oder etwa nicht? 

4. Eine Hobbes’sche Verirrung 

Schauen wir uns die zweite und die dritte dieser Mahnungen genauer an: Was Hobbes 
über das private Urteil über gut und schlecht und die Freiheit sagt, dem eigenen Gewis-
sen zu folgen, ist durchaus auf fruchtbaren Boden gefallen. Es stellt heute sogar die tra-
gende Säule dessen dar, was man als public reason liberalism kennt. Zu den exponier-
testen Vertretern dieser einflussreiche Strömung zählen die amerikanischen Philosophen 
John Rawls und Gerald Gaus.  Rawls, immerhin der bedeutendste politische Philosoph 24

der Gegenwart, unterstreicht den hohen Stellenwert dieser Konzeption: 

Die Idee der öffentlichen Vernunft […] ist Teil der Idee der Demokratie selbst.  25

Und Gaus, kaum minder bedeutsam, skizziert ihren Kern und führt ihn für uns auf 
Hobbes zurück:  

Wenn Individuen über die Erfordernisse der Moral und Gerechtigkeit (das Naturgesetz) ur-
teilen, stimmen sie nicht überein. Also verlangt ein friedliches und kooperatives Zusammen-
leben, dass sie, innerhalb von Grenzen, ihr privates Urteil über Moral und Gerechtigkeit der 
öffentlichen Vernunft unparteiischen Rechts unterwerfen. Dies vertritt auch Hobbes. Es ist 
der Kern aller Politischen Philosophie öffentlicher Vernunft. Daher sind alle Konzeptionen 
öffentlicher Vernunft als solche fundamental unvereinbar mit der Vorstellung eines sozialen 

  Cf. e. g. Hobbes 1651, XXIX, 273 und XVIII, 150.22

  Ibid., XXIX, 272–28123

  Rawls 1996 & 1997; Gaus 2010 & 201524

  Rawls 1997, 765: „The idea of public reason […] is part of the idea of democracy itself.“25
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Lebens, das aus vollständig autonomen moralische Akteuren besteht, die unabhängig auf 
Grundlage ihrer substanziellen Urteile über das von der Gerechtigkeit geforderte handeln.   26

Wo Hobbes von public reason spricht, meint er allerdings nicht mehr als das Urteil des 
„obersten Stellvertreters Gottes“ auf Erden, des Leviathan.  Die Politische Philosophie 27

öffentlicher Vernunft lehnt sich daher terminologisch eher an eine Unterscheidung bei 
Immanuel Kant an, der wie so oft einen Mittelweg sucht. Kant unterscheidet den priva-
ten und den öffentlichen Gebrauch der Vernunft.  Er hätte die Unterscheidung auch 28

ehrlicher als eine zwischen dem Gebrauch als Bürger und ihrem Gebrauch als Gelehrter 
bezeichnen können. Jedenfalls verteidigt Kant, dass Gelehrte als solche frei raisonnieren 
und urteilen dürfen sollen. Bürgern als solchen gesteht er dies nicht zu.  

Darüber, dass Bürger nicht einfach denken und urteilen sollen, was sie ohne staatli-
che Anleitung dächten und urteilten, besteht also weniger Uneinigkeit als man meinen 
würde. Halten wir uns an Hobbes, der wieder am konsequentesten überlegt. Der Staat 
muss seinen Bürgern nicht nur das Urteil in moralischen Fragen (gut und schlecht) oder 
in Fragen des Glaubens (Gewissen) verwehren,  sondern schlichtweg jedes eigene Ur29 -
teil, jedenfalls sofern es nach seiner Ansicht geeignet ist, den sozialen Frieden zu stören. 
Ich zitiere hier das Resümee von Gerald Gaus: 

Da er jedes private Urteil als potenzielle Bedrohung der sozialen Ordnung sieht, war es 
Hobbes’ Ziel zu zeigen, dass es keine Grenzen der Berechtigung für den Souverän gibt, 
Streitfragen zu entscheiden.  30

Hobbes begründete auf diese Weise eine All- und Letztzuständigkeit des Staats in Bil-
dung und Erziehung. Er beschränkte diese Rolle jedoch nicht darauf, letzter Richter zu 
sein. Hobbes sah den Staat auch und gerade als ersten Lehrer. In seinen Augen hatte der 
Staat für seine Untertanen zu entscheiden, 

welche Lehren sich für ihre Unterweisung eignen […] und wer die Lehren aller Bücher 
prüfen soll, bevor sie veröffentlicht werden.   31

Erinnern wir uns jedoch, dass das für Hobbes keinen Wert begründet, schon gar keinen 
objektiven. Der Autor des Leviathan sah dies rein instrumentell: Er war überzeugt, dass 
die souveräne Macht niemals so schädlich sein kann wie ihr Fehlen.  Den postulierten 32

Bildungs- und Erziehungsauftrag sah er darum nicht als Ausdruck eine Werthaltung, 
sondern als existenzielle Klugheitspflicht des Staates an. Der Staat hatte ihr vor allem aus 
Gründen der Sicherung seines eigenen Fortbestehens nachzukommen.  Die „Unterwei33 -
sung des Volkes“ musste entsprechend insbesondere eine Unterweisung in den wesentli-
chen Rechten des Souveräns sein. Das Volk musste gelehrt werden, „nicht irgendeine 

  Gaus 2015, 188: „When individuals reason about the requirements of morality and justice (the law of 26

nature), they disagree, so peaceful and cooperative social and political life requires that, within limits, 
they abandon their private judgment about morality and justice, submitting to the public reason of 
impartial law. [This] is also held by Hobbes; it is the heart of all public reason political philosophy. As 
such, all public reason accounts are fundamentally at odds with the picture of social life as one compo-
sed of fully autonomous moral agents, each independently acting on the basis of all her own substanti-
ve judgment about the demands of justice.“

  Cf. Hobbes 1651, XXXVII, 376 & Chambers 2009, 364.27

  Kant 1784, 21ff.28

  Cf. Tralau 2011, 74.29

  Gaus 2015, 115: „Because he sees all private judgment as potentially a threat to the social order, Hob30 -
bes’s aim was to show that there is no limit on the authority of the sovereign to determine disputes.“

  Hobbes 1651, XVIII, 15031

  Ibid., XIX, 15532

  Ibid., XXX, 28733

  von  6 14



Regierungsform höher zu schätzen […] als seine eigene.“  Hobbes wäre also geradezu 34

entzückt gewesen über die Einführung eines Erziehungsministeriums, das flächende-
ckend Lehrpläne erlässt und Schulbücher prüft, Lehrer ausbildet und auf ihre Verfas-
sungs- und Gesetzestreue hin überwacht, und das bei all dem politische Bildung groß 
schreibt. Die Einführung einer Bundeszentrale für politische Bildung, zudem noch als 
nachgeordneter Behörde des Innenministeriums (wie in Deutschland), hätte bei Hobbes 
wohl weitere Begeisterungsstürme ausgelöst. Es mussten aber noch mehr als zweihun-
dertfünfzig Jahre vergehen bis seine Mahnungen zum privaten Urteil über gut und 
schlecht und zum öffentlichen Vernunftgebrauch sich so ins allgemeine Bewusstsein ge-
senkt hatten, dass sie nicht mehr als autokratischer Rückschritt gesehen, sondern als zi-
vilisatorischer Fortschritt gefeiert wurden.  

Bevor wir nun den Splitter in Hobbes’ Auge ziehen, müssen wir uns vom Balken im 
eigenen befreien. Hobbes Ansprüche mögen überzogen und totalitär wirken. Aus der 
Luft gegriffen sind sie aber nicht. Sie gründen auf seiner Annahme, dass die Individuen 
bei Schaffung des Gemeinwesen freiwillig auf jedes Recht und alle Macht verzichtet ha-
ben. Das „Monster“ Leviathan ist also geradezu ein ehrliche Makler: Es sorgt mit allen 
Mitteln dafür, dass es bei der von ihm nicht mitbestimmten, erzwungenen oder auch nur 
beeinflussten, grundlegenden Verabredung bleibt. Hobbes hat also eine sehr entschiede-
ne Vorstellung von der Gründung des Gemeinwesens. Sie ist ihm eine einfache Fahrt 
ohne Rückfahrkarte. Die Individuen machen sich vollständig und unwiderruflich zu Un-
tertanen. Sie unterwerfen sich sehenden Auges und ohne doppelten Boden einer unbe-
schränkten staatlichen Gewalt. Hobbes’ Fiktion mag uns daher letzten Endes nicht 
überzeugen. Sie erscheint unattraktiv und unrealistisch. Aber sie hat ihre innere Logik. 
Und sie ist vor allem nicht heuchlerisch.  

Ganz anders Konzeptionen, die den Bürger vom Balkon zum Souverän ausrufen 
und ihn im Vestibül wieder zum Untertan degradieren. Wenn wir der Souverän sind und 
es vor allem bleiben sollen, ergibt sich nämlich das Problem: „Who shall judge?“  Hier 35

gibt es eine Grenze dessen, was wir übertragen können, ohne dass das Verhältnis kippt. 
Wo sich der Staat zum Beispiel zum Richter über unsere Mündigkeit aufschwingen 
kann; wo er uns, was ihn selbst betrifft, unterweisen darf (uns also politisch bilden); wo 
ihm schließlich vorbehalten bleibt, in Bildung und Erziehung das letzte Wort zu spre-
chen: Da sind wir Untertanen, egal wie man dies bemäntelt. Kein Herrscher lässt sich 
von seinem Diener vorschreiben, was er zu lernen, zu urteilen und zu tun hat. Es sei 
denn, er herrscht nur auf dem Papier. Das ist besonders für die freiheitliche Demokratie 
ein echtes Problem. Sie sieht die Staatsgewalt als vom Volke ausgehend: Diese wird nur 
treuhänderisch, in Grenzen und auf Zeit verliehen. So weit, so gut. Aber dann ist es eben 
eine Usurpation, sozusagen ein Staatsstreich von oben, die politische Ansichten des 
(Wahl-)Volkes zu beeinflussen und es im Sinne des eigenen Fortbestehens zu unterwei-
sen. Teufelszeug, von dem der wohl eingerichtete Staat die Finger zu lassen hätte. 

An dieser Stelle behilft man sich in der zeitgenössischen Bildungsdiskussion gerne 
mit einer Anleihe beim moralischen Objektivismus. Der Bildungs- und Erziehungsauf-
trag des Staates kann nicht einfach aufgegeben werden. Also wird er zum Wert an sich 
umgedeutet und so ins objektiv Gebotene erhöht.  Hobbes’ Klugheitspflicht wird also 36

normativ überboten. Aber macht das eine schlechte Überlegung wirklich besser? In je-
dem halbwegs anständigen Gremium verlässt der Betroffene bei Beratung und Abstim-

  Ibid.34

  Cf. Chambers 2009.35

  Cf. e. g. KMK 2018, 3 & Gutman 1999, 45. 36
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mung den Saal. Hier würde er die Versammlung leiten, die Regeln bestimmen und die 
Teilnehmer zwangsbewehrt darin unterweisen, wie sie zu denken und urteilen zu haben. 
Auch als Umdeutung der Anleihe bei der vielzitierten Böckenförde-Doktrin ist dieser 
Ebenenaufstieg letzten Endes bedenklich. Wenn die Rede von den Voraussetzungen, die 
der freiheitliche Staat nicht garantieren kann, aber von denen er lebt, mehr sein soll als 
nur ein schönes Zitat, dann ist ja auch die direkte Fortsetzung im Text zu beachten: 

Das ist das große Wagnis, das [der Staat], um der Freiheit willen, eingegangen ist. Als 
freiheitlicher Staat kann er einerseits nur bestehen, wenn sich die Freiheit, die er seinen Bür-
gern gewährt, von innen her, aus der moralischen Substanz des einzelnen und der Homogen-
ität der Gesellschaft, reguliert. Anderseits kann er diese inneren Regulierungskräfte nicht von 
sich aus, das heißt mit den Mitteln des Rechtszwanges und autoritativen Gebots, zu 
garantieren suchen, ohne seine Freiheitlichkeit aufzugeben und - auf säkularisierter Ebene - 
in jenen Totalitätsanspruch zurückzufallen, aus dem er in den konfessionellen Bürgerkriegen 
herausgeführt hat. Die verordnete Staatsideologie ebenso wie die Wiederbelebung aristotelis-
cher Polis-Tradition oder die Proklamierung eines »objektiven Wertsystems« heben gerade 
jene Entzweiung auf, aus der sich die staatliche Freiheit konstituiert. Es führt kein Weg über 
die Schwelle von 1789 zurück, ohne den Staat als die Ordnung der Freiheit zu zerstören.   37

Man muss aber wohl feststellen, dass hier womöglich bewusst selektiv gelesen wurde. 
Der Staat, der um seines Fortbestehens willen die eigene All- und Letztzuständigkeit in 
Bildung und Erziehung über das von ihm selbst konzedierte natürliche Elternrecht stellt, 
ist ja gerade jener Staat, der „diese inneren Regulierungskräfte […] mit den Mitteln des 
Rechtszwanges und autoritativen Gebots […] zu garantieren“ sucht. Böckenfordes Wort 
von der „verordneten Staatsideologie“ mag zwar unangemessen hart klingen, wo uns 
dieser Wert- und Normensatz de facto einleuchtet. In Theorie und Praxis läuft das heute 
übliche Umbiegen der Böckenförde-Doktrin nichtsdestotrotz auf das „Böckenförde-
Problem“ hinaus, dass auch der wohlmeinende Staat auf diese Weise„die Ordnung der 
Freiheit“ zerstört, um derentwillen er besteht. 

Jedoch: Das vielfach geänderte Grundgesetz, die derzeitigen Schulgesetze und die 
konsistenten Verlautbarungen der KMK bezeugen nicht weniger eindrucksvoll als die 
rein apologetische höchstrichterliche Rechtsprechung, dass sich Staat und Kultusbüro-
kratie heutzutage in der Verteidigung der Existenz wie des Primats des staatlichen Bil-
dungs- und Erziehungsauftrags faktisch durchgesetzt haben. Sie haben damit einen gro-
ßen Sieg errungen — einen Pyrrhussieg allerdings, der die Axt an die Wurzeln des frei-
heitlich demokratischen Staates legt. Man müsste sich sehr wundern, wenn sich dieser 
Sieg nicht irgendwann bitter rächte. Philosophen können sich hier extravagante Theorien 
und romantisierende Vorstellungen leisten. Sie trösten sich im Falle des Fehlschlagens 
einfach mit Realitätsferne oder flüchten sich in Selbstverleugnung. Wo solche Gesell-
schaftsvisionen jedoch wie im Falle des staatlichen Bildungs- und Erziehungsauftrags 
politisch ins Werk gesetzt werden, begehen wir tatsächlich Selbstmord aus Angst vor 
dem Tode. Nur können wir nicht sagen, wann und wie genau das Gift wirken wird.  

Auf all das kann man nun antworten wollen: „Aber das ist doch moralisch lobens-
wert! Dieser Staat ist der beste aller möglichen Staaten! Seine Werte sind die besten aller 
möglichen Werte!“ Was dann folgt, ist in der Regel ein nebulöser Appell an hehre Ideale, 
der am Ende kontrovers bleiben muss und nichts entscheidet. Ein Appell zudem, der 
wenn er wahr ist, höchstens de facto wahr ist, und nur für den gegenwärtig bestehenden 
Staat zutrifft: Keineswegs trifft er für alle Staaten zu, die sich ebenfalls eine All- und 
Letztzuständigkeit in Bildung und Erziehung ausbedungen haben. Er rechtfertigt diese 
Staatsaufgabe daher auch nicht an sich.  

  Böckenförde 1967, 6037
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Zur Ehrenrettung des staatlichen Bildungs- und Erziehungsauftrags kann man aber 
auch anders antworten: „Aber wie haben doch zugestimmt!“ Und das würde die Sache 
entscheiden. Denn schon in Antike und Mittelalter sah man recht: „Scienti et consenti-
enti non fit iniuria neque dolus,“  den Wissenden und Zustimmenden geschieht weder 38

Ungerechtigkeit noch Betrug. Das ist im Übrigen gerade der Weg, den Hobbes ein-
schlägt.  Doch auch dies hilft uns letztlich nicht weiter. Denn wenn wir Hobbes’ Fikti39 -
on nicht mitmachen wollen, ist doch sehr die Frage, wie weit die Zustimmung, die uns 
den Staat zum ersten Lehrer und letzten Richter macht, tatsächlich geht. Natürlich 
könnten wir mit einer eigenen Fiktion antworten, dem berühmten „Schleier des Nicht-
wissens“ etwa. Wie aber sollte dies letzten Endes realistischer und weniger kontrovers 
sein als Hobbes? Und selbst wenn: Ob eine fiktive Zustimmung dazu, entmündigt, poli-
tisch unterwiesen und staatlich erzogen zu werden, überhaupt Verbindlichkeit erzeugt, 
ist doch fraglich: Fiktive Zustimmungen binden mich so wenig tatsächlich, wie ich einen 
rein hypothetischen Mobilfunkvertrag tatsächlich bezahlen muss. Auch ob eine histori-
sche Zustimmung verbindlich ist, falls unsere Vorväter sie jemals gegeben haben sollten, 
bleibt offen: Dass mein Großvater einstmals das Jägerfachblatt Wild und Hund abon-
niert hat, bindet mich nicht daran, es auch selber zu beziehen.  

Faktisch ist die Schlacht längst verloren. Doch in philosophischer Hinsicht bleibt es 
ein schier unlösbares Problem, die freiheitliche Demokratie mit einer staatlichen All- 
und Letztzuständigkeit in Bildung und Erziehung auszusöhnen. Der Optimismus der 
Neuen Demokratischen Theorie der Erziehung ist genau das: Optimismus. Den Unter-
tan als Souverän zu konzipieren oder den Souverän als Untertan führt unweigerlich in 
Widersprüche. Dieser Fehler jedenfalls unterläuft Hobbes nicht: Er konzipiert den Sou-
verän als Souverän und die Untertanen als Untertanen. Das ist nur konsequent. Unsere 
Verwirrung ist jedenfalls keineswegs besser als die Hobbes’sche, im Gegenteil. Dies gilt 
jedenfalls dann, wenn wir uns auf der Suche nach Wahrheit überhaupt aus seinem Gift-
schrank bedienen. 

5. Statt hehrer Ideale: Ein Blick auf die Wirklichkeit 

So ungern Philosophen dies auch zugeben: Real existierende Verfassungen, tatsächlich 
erlassene Gesetze und die laufende Rechtsprechung fallen nicht vom Himmel. Sie wer-
den weder von Gott noch von der Vernunft diktiert. Sie entstehen aus manchmal ganz 
zufälliger politischer Gestaltungsmacht, sind Gegenstand verschiedenster Begehrlichkei-
ten, werden immer wieder geändert und bleiben stets und fortwährend durch die jewei-
ligen Entwicklungen in Politik und Gesellschaft geprägt. Sie spiegeln Ort und Zeit. Das 
Auge des Theoretikers aber liebt den Blickwinkel der Ewigkeit. Darum hilft es immer 
wieder, einen kurzen Blick auf Geschichte und Gegenwart des Staates in der öffentlichen 
Bildung zu richten, um das bloß Faktische nicht mit dem Notwendigen zu verwechseln.  

So ist zum Beispiel die allgemeine Schulpflicht, die wir eingangs beschrieben sahen, 
eine deutsche Besonderheit. Demokratischen Staaten wie Belgien, Dänemark, Finnland, 
Frankreich, Großbritannien, Italien, Irland, Luxemburg, die Niederlande, Norwegen, 
Österreich, Schweden, die Schweiz und die Vereinigten Staaten, kennen im Grunde nur 
eine allgemeine Bildungspflicht. Sie schließen eine Schulpflicht nach deutschem Vorbild 
teilweise sogar verfassungsrechtlich aus. Auch in Deutschland bestand die heutige 
Schulpflicht vor 1919 nicht: 

  Richter 1959, 1122 (Sexti Decretalium, Lib. V, Tit. XII, Reg. XXVII)38

  Cf. Hobbes 1651, XV, 125.39
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Die erste allgemein verbindliche Schulbesuchspflicht entstand zur Zeit der Weimarer Repub-
lik (WRV Art. 145). […] Damit war ein klarer politischer Anspruch verbunden. Die Befür-
worter wollten die Kinder aller sozialen Schichten möglichst lange in einer Schule gemeinsam 
unterrichten. Vertreter sozialdemokratischer und kommunistischer Ideale sahen darin eine 
Gelegenheit, die Kinder der unteren Bevölkerungsschichten besser zu fördern und die Priv-
ilegierung finanziell besser situierter Familien abzubauen. Derartige Pläne, die Eltern verpf-
lichteten, ihre Kinder in eine bestimmte staatliche Schule zu schicken, stießen besonders bei 
konservativeren Gesellschaftsschichten auf erheblichen Widerstand […]. Das Resultat war 
ein stark diskutierter Ausnahmeparagraf, der in besonderen Fällen Privatunterricht erlaubte. 
[…] Erst das Reichsschulpflichtgesetz von 1938 brachte eine reichseinheitliche Schulpf-
lichtregelung, die keine Ausnahmen vorsah und strafrechtliche Konsequenzen bei Zuwider-
handlungen beinhaltete. Damit verbunden war die politische Überzeugung, dass die allge-
meine Schulpflicht die „Erziehung und Unterweisung der deutschen Jugend im Geiste des 
Nationalsozialismus“ sichere. Das Spektrum der vorgesehenen Mittel zur Durchsetzung des 
Schulzwangs reichte von polizeilicher Zuführung säumiger Kinder und Jugendlicher bis hin 
zu Geld- oder Haftstrafen. […] Die gegenwärtigen Regelungen zur Schulpflicht in Deutsch-
land lehnen sich weitgehend an dieses Gesetz an.   40

Insbesondere das Element, das Deutschland in Bildung und Erziehung heute wohl von 
allen anderen demokratischen Staaten am stärksten unterscheidet, der 1938 eingeführte 
und weiter bestehende Schulzwang, war vor dem Nationalsozialismus auch Deutschland 
fremd.  

Doch auch vor dem Dritten Reich ist der staatliche Bildungs- und Erziehungsauf-
trag stets für die verschiedensten Zwecke usurpiert worden. Es ist schließlich kein Zu-
fall, dass die Inanspruchnahme einer solchen Staatsaufgabe in das Zeitalter des Absolu-
tismus fällt.  Das manchmal als Anfangspunkt markierte General-Edict König Friedrich 41

Wilhelms I. von Preußen mag 1717 noch selbstlos von calvinistischem Wohlwollen ge-
tragen gewesen sein. Aber schon das Generallandschulreglement Friedrichs des Großen 
benennt 1763 offen das Ziel, „geschicktere und bessere Untertanen bilden und erziehen 
zu können.“  Die Geschichte der Rolle des Staates in der öffentlichen Bildung ist daher 42

gelegentlich als die der Schaffung und Gestaltung einer „Schule der Untertanen“ be-
schrieben worden.  Hat sich dies im letzten Jahrhundert verändert? Hier wird man 43

Zweifel anmelden dürfen. Es spricht jedenfalls einiges dafür, dass das einzige, was sich 
von Weimar bis heute wirklich geändert hat, die staatliche Vorstellung davon ist, was ei-
nen guten Untertanen ausmacht. Dies würde jedenfalls erklären, warum die Erziehung 
durch den Staat so regelmäßig Umerziehung wurde.  

Schon die Einführung der Schulbesuchspflicht in der Weimarer Republik diente dem 
Gedanken der Umerziehung. Die anvisierte Demokratisierung der Schule ging einher 
mit der deutlichen Ausweitung der Anzahl öffentlicher Schulen, einer signifikanten 
Ausweitung eines der neuen Regierung verpflichteten Lehrkörpers und verbindlichen 
Lehrplänen im Zeichen der neuen Zeit. Sie zielte im Kern auf die Demokratisierung ei-
nes weitgehend noch immer dem Kaiserreich verhafteten Staatsvolkes. Dieses musste aus 
seinen bisherigen Erziehungszusammenhängen gerissen und schon im physischen Sinne 
daran gehindert werden, sich dem neuen Denken zu entziehen. Die Pflicht, sich nicht 
nur zu bilden, sondern dazu eine öffentliche Anstalt aufzusuchen, sollte also Widerstand 
überwinden oder doch mindestens sein Aufkommen verhindern. Vielleicht war die 
Weimarer Zeit dazu aber zu kurz. Jedenfalls diente diese perfekte Blaupause den Natio-

  Spiegler 2008, 19240

  Melton 2003, xv & passim41
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nalsozialisten nur dreizehn Jahre später ebenso gut wie die von der Weimarer Republik 
wohlmeinend eingeführten Zwangsinstrumente. Die Nationalsozialisten „bereinigten“ 
im wesentlichen nur den Lehrkörper und tauschten die Inhalte aus.  Insbesondere die 44

Schulbesuchspflicht erwies sich aus Sicht der nationalsozialistischen Umerziehung als 
Segen. Sie musste mit zunehmender Demaskierung des Regimes nur um weniges ver-
schärft werden. Die Schule wurde so zum effizientesten Indoktrinationsinstrument, effi-
zienter noch als die heute weit mehr Beachtung findende nationalsozialistische Propa-
ganda in Rundfunk und Wochenschauen.  Als Folge des nationalsozialistischen Unter45 -
gangs nahm das Projekt staatlicher Umerziehung nach dem Zweiten Weltkrieg dann er-
neut Fahrt auf. Wer es aber durch seine Erfolge in der Entnazifizierung rehabilitiert sah, 
wurde durch die zeitgleiche Entwicklung im Osten Deutschlands eines besseren belehrt. 
Die dort stattfindende dritte oder vierte Umerziehung war letztlich nur die Umgestal-
tung einer totalitären Ideologie in eine andere. Sie rief ab 1990 die vierte oder fünfte 
Umerziehung auf den Plan. Zum ewigen Frieden? Wer kann das angesichts dieser Ge-
schichte wirklich sagen. Auf kleinerer Ebene ist dieser Prozess aber sicherlich alles ande-
re als beendet.  

Wir sehen also: Der Bildungs- und Erziehungsauftrag, den der Staat sich zu Beginn 
des zwanzigsten Jahrhunderts zu sichern verstand, ist stets für die verschiedensten Zwe-
cke in Anschlag gebracht worden. Manche darunter mögen höchst lobenswert gewesen 
sein. Es leben aber noch genug unter uns, die auch aus persönlicher Erfahrung berichten 
können, in welchen Abgrund dieses Instrument geführt hat. Dass der Kardinalfehler 
darin bestehen könnte, sich an Hobbes’ Giftschrank zu bedienen und dem Staat einen 
solchen Auftrag überhaupt erst zuzugestehen, scheint außerhalb fragwürdiger Kreise 
niemals ernsthaft erwogen worden zu sein. Aber besteht die Lösung wirklich darin, dar-
auf zu achten, dass das Staatsvolk eben mit den richtigen Inhalten, Werten und Kompe-
tenzen indoktriniert, oder sagen wir dann lieber: imprägniert wird? Höchstens, wenn es 
dafür verlässlich Gewähr gäbe. Ein Staat, der sich nicht als etwas über seinen Bürgern 
stehendes oder über sie hinausgehendes betrachtet, der sich weder als Gönner oder 
Wohltäter, noch als Herr oder Gott sieht, kann es dabei aber kaum bewenden lassen. Ex-
emplarisch ist hier wieder einmal die Haltung zu Hobbes:  

Hobbes [hegte] sehr wohl die Hoffnung, daß seine Abhandlung an den von ihm ansonsten so 
gescholtenen Universitäten gelehrt werden, ja in die Hände eines probierbereiten Souveräns 
fallen möge, der [sie] in Gesellschaftspraxis überführt. Von letzterem wollen wir lieber abse-
hen, aber ersteres ist bitter nötig.  46

Haben wir von letzterem aber wirklich abgesehen? Die Hobbes’sche Verirrung, oder 
vielleicht noch Ärgeres, ist in den Händen des wohlmeinende Staates und seiner dienst-
eifrigen Kultusbürokratie längst Wirklichkeit geworden. 

6. Wie soll der ideale Staat eingerichtet sein? 

Hat der Staat einen Bildungs- und Erziehungsauftrag? Geht dieser dem natürlichen 
Recht der Eltern vor? Darf der Staat diesen Auftrag im Sinne seines eigenen Fortbe-
stehens deuten? Fragen über Fragen. Sie werden vornehmlich in Erziehungswissenschaft 
und Bildungspolitik diskutiert. Dort allerdings sorgen sie für wenig Kontroversen. Das 
wäre anders, würde man ihre grundsätzliche Relevanz ernster nehmen. Die weist näm-

  van Ackeren & Klemm 2011, 3644
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lich aus der engeren Diskussion zu Bildung und Erziehung in die weitere und funda-
mentalere Diskussion zu Staatsbegründung und Lebensraum des Individuums. Dass 
diese beiden Sphären in einem Spannungsverhältnis stehen, ist die Grundeinsicht der 
Politischen Philosophie. Dass das Zweck-Mittel-Verhältnis den Staat als Mittel und das 
Individuum als Zweck ausweist, ist eine Grundeinsicht der frühen Neuzeit. Wegen der 
Geburt des Staates aus der Übertragung eines Gewaltmonopols wird die klassische Frage 
also niemals alt: „Quis custodiet ipsos custodes?“ Wer bewacht die Wächter? Sie als irrel-
evant oder gar als erledigt abzutun, muss gerade angesichts des zwanzigsten Jahrhun-
derts als geschichtsvergessener Optimismus erscheinen. Als Gedankenlosigkeit, möchte 
man sagen, die für die Diskussion oder gar die Leitung öffentlicher Belange untauglich 
macht. Niemals müßig ist also, an folgendes zu erinnern: 

Der Staat ist notwendig um unsere Freiheit zu erhalten, er ist ein Instrument, durch welches 
wir unsere Freiheit ausleben können; durch die Konzentration von Macht in politischer 
Hand ist er für die Freiheit jedoch auch eine Bedrohung. Seien die Menschen, die diese 
Macht anfangs ausüben, auch guten Willens und mögen sie von der Macht, die sie ausüben, 
auch nicht korrumpiert werden, so wird diese Macht doch Menschen anderen Schlages an-
ziehen und formen.  47

Gut beraten stünden wir vor dem Staat wie einst vor Prometheus. Der brachte uns das 
Feuer, doch mahnte er, es nur unter äußerster Vorsicht zu gebrauchen. Ist aber die Ein-
hegung des Staates in Zeiten, in denen selbst die Wissenschaft staatlicherseits bewusst 
und programmatisch politisiert wird, überhaupt ein realisierbares Anliegen? Schließlich 
war einer der Schlachtrufe der Bilderstürmer, die unsere politische und gesellschaftliche 
Gegenwart geschaffen haben, dass das Private — und damit alles — politisch sei. Dies 
hat zu einem ausufernden Verständnis des Staates und der öffentlichen Angelegenheiten 
geführt, das mittlerweile sogar in der Politischen Theorie Gegenbewegungen auslöst:  

Das Politische ist in der Moderne Gegenstand widersprüchlicher und widerstreitender Er-
wartungen. Sie verweisen jeweils auf die Autonomie als Grundnorm, ziehen aus ihr aber ver-
schiedene Schlüsse. […] Michael Thomas Greven [schlägt] vor, moderne Gesellschaften im 
Ganzen als politische zu deuten. Der Vorschlag geht aber an einem anderen Merkmal des 
modernen Autonomiegedankens vorbei: Moderne Selbstbestimmung ist nicht nur eine im 
Politischen und durch das Politische, sondern auch gegen dieses. Zur Freiheit der Modernen 
gehört ein Recht auf Abwendung von den öffentlichen Angelegenheiten. Sein selbstbe-
wusster Gebrauch setzt Reichtümer frei, die allein politische Gesellschaften nicht entbinden 
können.  48

Die Autonomie des Individuums anzuerkennen, setzt dem „tendenziell grenzenlosen 
Sinn für Zuständigkeit“  des Politischen eine Schranke. Wer verficht: „Alles ist poli49 -
tisch“ der will oder lässt zu, dass in allem über uns bestimmt werde. Wer behauptet 
„Nichts ist politisch“ verleugnet, dass wir Freiheit nur in Gemeinschaft leben können. 
Die Wahrheit liegt wie so oft dazwischen. Aber wo? Das kann niemand dekretieren. Die 
Antwort ist nur in der Übereinkunft derjenigen zu finden, die das Gemeinwesen ausma-
chen. Und was, wenn sie sich nicht einigen? Dann gibt es eben kein Gemeinwesen, und 
wir bleiben im Krieg aller gegen alle, darauf hoffend, dass die Waffen möglichst lange 
schweigen. Die Grenzen des Staates können jedenfalls nicht durch den Staat bestimmt 

  Friedman 2002, 2: „Government is necessary to preserve our freedom, it is an instrument through 47

which we can exercise our freedom; yet by concentrating power in political hands, it is also a threat to 
freedom. Even though the men who wield this power initially be of good will and even though they be 
not corrupted by the power they exercise, the power will both attract and form men of a different 
stamp.“

  Ladwig 2007, 18748
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oder mitbestimmt werden, der, wie Hobbes richtig sieht, keinen Anteil an dieser Über-
einkunft hat. Der auch keinen Anteil an dieser Übereinkunft haben darf, wenn sie mehr 
sein soll als nur eine symbolische Übung, mehr als ein philosophischer Selbstbetrug.  

Der beste Staat samt wohlmeinendster Diener muss ohne Grenzen über kurz oder 
lang zum Tyrannen werden. Wir können Glück haben, und der Tyrann ist wohlmeinend 
und beschwert uns nicht. Aber wir können auch Pech haben: Wir hatten es schon. Die 
Politische Philosophie untersucht das Verhältnis zwischen Gemeinwesen und Individu-
um; sie fragt, wie der ideale Staat eingerichtet sein soll. Eines scheint über den wohlmei-
nendsten Bildungskonsens hinweg aber doch wohl klar: Sicherlich darf der Staat nicht so 
eingerichtet sein, dass wir, was uns lieb und teuer ist, gedankenlos auf diese eine Karte 
setzen: Dass wir vielleicht Glück haben. Was bleibt aber dann vom einhelligen Bildungs-
konsens, in den selbst die vierte Gewalt treuherzig einstimmt? Gerade sie sollte es besser 
wissen. Wer, wenn nicht die einzige unabhängige Gewalt im Staate, hätte dem alles zer-
malmendem Credo seiner All- und Letztzuständigkeit in Bildung und Erziehung entge-
genrufen sollen: „Bildung ist Aufgabe des Einzelnen. Die darf der Staat nicht in die 
Hand nehmen.“ 
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